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Gesetz

vom 7. November 2018

zur Änderung des Gesetzes über die direkten 
Kantonssteuern und des Gesetzes über die Erbschafts- 
und Schenkungssteuer

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

nach Einsicht in die Botschaft 2018-DFIN-18 des Staatsrats vom 21. August 
2018;

auf Antrag dieser Behörde,

beschliesst:

Art. 1 Änderung bisherigen Rechts 
a) Direkte Kantonssteuern

Das Gesetz vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern (SGF 631.1) 
wird wie folgt geändert:

Art. 4 Abs. 1 Bst. d

[1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufent-
halt im Kanton sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuer-
pflichtig, wenn sie:]

d) mit im Kanton gelegenen Grundstücken handeln.

Art. 5 Abs. 1 Bst. g (betrifft nur den deutschen Text)

[1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufent-
halt in der Schweiz sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steu-
erpflichtig, wenn sie:]

g) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln.

Art. 24 Abs. 1 Bst. e

Aufgehoben
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Art. 25 Abs. 1 Bst. i, ibis (neu), iter (neu) und j

[1 Steuerfrei sind:]

i) die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt wer-
den, die nach dem Geldspielgesetz (BGS) zugelassen sind, sofern 
diese Gewinne nicht aus selbstständiger Erwerbstätigkeit stammen;

ibis) die einzelnen Gewinne bis zum Betrag von 1 Million Franken aus 
der Teilnahme an Grossspielen, die nach dem BGS zugelassen sind, 
und aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen, die nach dem 
BGS zugelassen sind;

iter) die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem BGS zugelassen sind;

j) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen 
zur Verkaufsförderung, die nach Artikel 1 Abs. 2 Bst. d und e BGS 
diesem nicht unterstehen, sofern die Grenze von 1000 Franken 
nicht überschritten wird.

Art. 34 Abs. 4
4 Von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen, die 
nach Artikel 25 Abs. 1 Bst. i–j nicht steuerfrei sind, werden 5 %, jedoch 
höchstens 5000 Franken, als Einsatzkosten abgezogen.

Art. 140 Abs. 7 (neu)
7 Die Kantonale Steuerverwaltung veröffentlicht ein Verzeichnis der ju-
ristischen Personen mit Sitz im Kanton Freiburg, die wegen Verfolgung 
öffentlicher oder gemeinnütziger Zwecke von der Steuerpflicht befreit 
sind (Art. 97 Abs. 1 Bst. g). Jede betroffene juristische Person kann mit 
einem Schreiben an die Kantonale Steuerverwaltung verlangen, nicht in 
diesem Verzeichnis aufgeführt zu werden.

Art. 143 Datenbearbeitung
1 Die Kantonale Steuerverwaltung betreibt zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach diesem Gesetz Informationssysteme, die besonders schüt-
zenswerte Personendaten namentlich über administrative und straf-
rechtliche Sanktionen enthalten können, die steuerrechtlich wesentlich 
sind.
2 Die KSTV und die Behörden nach Artikel 141 geben einander die 
Daten weiter, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben bei der Umsetzung 
dieses Gesetzes oder anderer kantonaler oder eidgenössischer Steuerge-
setze nützlich sein können. Die Behörden nach Artikel 142 geben den 
mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden die Daten weiter, 
die für den Vollzug dieses Gesetzes von Bedeutung sein können.
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3 Die Daten werden einzeln, auf Listen oder auf elektronischen Daten-
trägern übermittelt. Sie können auch mit einem Abrufverfahrens zu-
gänglich gemacht werden, wenn eine gesetzliche Grundlage es vorsieht.
4 Es sind diejenigen Daten von Steuerpflichtigen weiterzugeben, die 
zur Veranlagung und Erhebung der Steuer dienen können, namentlich:

a) die Personalien;

b) Angaben über den Zivilstand, den Wohn- oder Aufenthaltsort, die 
Aufenthaltsbewilligung und die Erwerbstätigkeit;

c) Rechtsgeschäfte.
5 Die Personendaten und die zu deren Bearbeitung verwendeten Ein-
richtungen wie Datenträger, EDV-Programme und Programmdokumen-
tationen müssen vor unbefugtem Verwenden, Verändern oder Zerstören 
sowie vor Diebstahl geschützt werden.
6 Der Staatsrat erlässt Ausführungsbestimmungen über die Zugriffs- 
und Bearbeitungsberechtigung, über die Aufbewahrungsdauer sowie 
die Archivierung und Vernichtung der Daten. Er beschliesst ausserdem 
die Umsetzungsmodalitäten für die Weitergabe elektronischer Daten 
mit dem Abrufverfahren.

Art. 143a (neu) Datenspeicherung auf digitalen Datenträgern
1 Die Kantonale Steuerverwaltung kann die Steuererklärung mit den 
Anhängen, die Bestätigungen Dritter und die Belege elektronisch auf-
bewahren. Die von der steuerpflichtigen Person in Papierform einge-
reichten Unterlagen können vernichtet werden.
2 Die digital aufbewahrten Unterlagen haben die gleiche Beweiskraft 
wie die Unterlagen in Papierform.
3 Der Staatsrat regelt die Einzelheiten, insbesondere die Zugriffsbe-
rechtigung, die Aufbewahrungsdauer und die Archivierung der Daten.

Art. 2 b) Erbschafts- und Schenkungssteuer

Das Gesetz vom 14. September 2007 über die Erbschafts- und Schenkungs-
steuer (SGF 635.2.1) wird wie folgt geändert:

Art. 8 Abs. 5 (neu)
5 Die Kantonale Steuerverwaltung veröffentlicht ein Verzeichnis der ju-
ristischen Personen mit Sitz im Kanton Freiburg, die wegen Verfolgung 
öffentlicher oder gemeinnütziger Zwecke gemäss Absatz 2 Bst. a von 
der Steuerpflicht befreit sind. Jede betroffene juristische Person kann 
mit einem Schreiben an die Kantonale Steuerverwaltung verlangen, 
nicht in diesem Verzeichnis aufgeführt zu werden.
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Art. 3 Schlussbestimmungen
1 Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht dem 
Finanzreferendum.
2 Es tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Der Präsident: Die Generalsekretärin:

M. ITH M. HAYOZ


